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ZIPPERTS WORT ZUM SONNTAG

E
s gibt viele Gründe, im September CDU/

CSU zu wählen. Die allerwenigsten davon

sind gut, aber nach dieser Meldung fällt es

doch sehr schwer, nicht für die Union zu stim-

men: Andreas Scheuer will weitermachen, er sag-

te wörtlich: „Ich habe noch viel vor.“ Das macht

neugierig, denn eigentlich mag man sich gar

nicht vorstellen, dass dieser Mann noch mehr

Schaden anrichten kann, aber er ist anscheinend

fest entschlossen dazu. Insgesamt werden die

Späße von Scheuer die Steuerzahlerinnen und

-zahler etwa eine Milliarde Euro kosten, immer-

hin inklusive Anwalts- und Beraterkosten. Das ist

natürlich nicht so gravierend wie 29 zusammen-

kopierte Stellen in einem überflüssigen Buch,

deshalb sollte Scheuer unbedingt noch einmal

die Chance bekommen, die Verkehrspolitik unse-

res Landes zu lenken. Tatsächlich gibt es da ja ei-

niges zu tun. Noch immer schwimmen mehr Fi-

sche als Elektroroller in unseren Flüssen, noch

immer sind nicht alle Straßen in Scheuers Wahl-

kreis mit Gold gepflastert, und es gibt noch eini-

ge Anwälte und Beraterfirmen, die auf einen An-

ruf vom Verkehrsministerium warten. Es wird al-

so spannend im September. Macht sich Markus

Söder den Spaß und zwingt Armin Laschet, nur

weil er es kann, Andreas Scheuer im Amt zu be-

halten? Und gelingt es Scheuer wirklich, die gran-

diosen Fehlleistungen seiner ersten Amtszeit zu

übertreffen? Er hat den Willen, und er hat die Fä-

higkeiten, aber werden ihn seine Kollegen auch

diesmal wieder gewähren lassen? 

Andreas Scheuer hat noch sehr viel vor
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Niedersachsens Innenminister Boris

Pistorius (SPD) fordert, ehemalige af-

ghanische Ortskräfte der Bundeswehr,

die von den Taliban bedroht werden, fi-

nanziell bei der Ausreise zu unterstüt-

zen. Die Ortskräfte hätten der Bundes-

wehr sehr geholfen und seien nun in

Gefahr. Darum wäre die Übernahme der

Flugkosten „ein kleines Zeichen des An-

stands und der Dankbarkeit für die ge-

leisteten Dienste“. 
Seite 7

Geld für Helfer

der Bundeswehr?
AFGHANISTAND

er weit überwiegende Teil der Univer-

sitäten in Deutschland geht davon

aus, im Wintersemester noch nicht

vollständig in die Präsenzlehre zu-

rückkehren zu können. Dies ergab ei-

ne Umfrage von WELT AM SONNTAG bei allen 116

Universitäten und gleichgestellten Hochschulen, 113

antworteten. 92 Prozent planen weiter mit einem

Mix aus Präsenz- und Digitalformaten. Nur acht

Prozent sind überzeugt, ab Oktober vollständig in

den Normalbetrieb zurückkehren zu können.

VON FREDERIK SCHINDLER

Begründet wird die Zurückhaltung der Unis vor

allem mit den Corona-Verordnungen der Bundes-

länder, die aktuell ein Abstandsgebot an Hochschu-

len vorsehen. Dadurch entstehen Kapazitätsproble-

me: Die Rückkehr in große Hörsäle ist erschwert, die

fast überall geltende 1,5-Meter-Regel lässt ihr Fas-

sungsvermögen auf ein Viertel schrumpfen. Ledig-

lich in Baden-Württemberg, Brandenburg und im

Saarland wurde das Abstandsgebot gelockert.

Mehrere Hochschulrektoren dringen darauf, voll-

ständige Präsenzlehre zu ermöglichen. „Wir trauen

uns sehr gut selbst zu, mit dem Corona-Risiko im

kommenden Wintersemester umzugehen und ein si-

cheres Studium in weitgehender Präsenz und For-

schung zu ermöglichen“, sagt Enrico Schleiff, Präsi-

dent der Goethe-Universität Frankfurt am Main.

„Um Lehre wieder verantwortungsvoll in Präsenz

anbieten zu können, sollten die Verordnungen jetzt

so flexibilisiert werden, dass die Unis das Semester

eigenverantwortlich gestalten können.“ Oliver Gün-

ther, Vizepräsident der Hochschulrektorenkonfe-

renz, zeigt sich optimistisch, dass „die ganz große

Mehrheit“ der Studenten und Dozenten zu Beginn

des Wintersemesters geimpft sein wird. „Dann gibt

es aus meiner Sicht auch keinen Grund, die Präsenz

einzuschränken.“ Joachim Hornegger, Präsident der

Uni Erlangen-Nürnberg, sagt: „Wir wollen und müs-

sen zurück in die Präsenz – insofern erachten wir es

als notwendig, dass das Abstandsgebot fällt.“ Birgitt

Riegraf, Vorsitzende der Universitätsallianz UA11+

aus acht Bundesländern, fordert: „Die Politik muss

rasch reagieren, um den Universitäten Planungssi-

cherheit für das Wintersemester zu ermöglichen, in-

dem für Studierende ausreichend Impfangebote ge-

macht werden.“ Auch Metin Tolan, Präsident der

Uni Göttingen, plädiert für mehr Autonomie: „Bei

einer hohen Impfquote und niedrigen Infektions-

zahlen sollten es die Universitäten selbst in der

Hand haben, wie sie die Lehre gestalten.“

Für den Deutschen Hochschulverband ist klar:

„Solange es rechtliche Regeln gibt, die von uns einen

Abstand verlangen, sind uns die Hände gebunden“,

sagt Präsident Bernhard Kempen. Die Grundlinie

müsse sein, „dass nur so viel Freiheit von Lehre und

Forschung beeinträchtigt werden darf, wie es wirk-

lich erforderlich ist“.

„Dass die Hochschulen weiterhin gezwungen

sind, teilweise auf Digitalformate zu setzen, ist an-

gesichts einer steigenden Impfquote schlichtweg

nicht mehr hinnehmbar“, kritisiert Katja Suding,

FDP-Fraktionsvize im Bundestag. „Statt den Hoch-

schulen den Präsenzbetrieb zu verbieten, sollten die

Länder sie dabei unterstützen, pandemiefeste Vorle-

sungen zu ermöglichen.“ Martin Hagen, Fraktions-

chef der Liberalen im bayerischen Landtag, sagt:

„Bis zum Semesterbeginn werden alle Bürger ein

Impfangebot haben. Damit gibt es keine Begrün-

dung mehr, auf Präsenzlehre zu verzichten. Die Ab-

standsgebote der Länder müssen fallen.“

Der Umfrage zufolge konnten bereits 55 Prozent

der Universitäten einem Teil der Studenten ein

Impfangebot machen, weitere 24 Prozent planen

das. Dabei geht um eigene Impfzentren, mobile

Teams vor den Hochschulen oder für Studierende

geblockte Termine in Zentren der Städte. 

Bundesbildungsministerin Anja Karliczek (CDU)

hält es für richtig, dass sich Länder und Hochschu-

len auf „unterschiedliche Szenarien“ vorbereiteten:

„Es ist mein Wunsch für das Wintersemester, dass

wir so viel Normalität wie möglich erreichen.“ Sie

wisse, wie unbefriedigend das isolierte Lernen sei.

„Um so viel Präsenz wie möglich zu ermöglichen,

appelliere ich auch an die Studierenden – lassen Sie

sich impfen!“ Die Landesregierungen betonen, auch

ihr Ziel sei es, so viel Präsenz wie möglich anzubie-

ten. „Das Miteinander gehört zu einem Studium un-

bedingt dazu“, findet Bayerns Wissenschaftsminis-

ter Bernd Sibler (CSU). Sein niedersächsischer

Amtskollege Björn Thümler (CDU) erklärt: „Das

Land setzt auf ein verantwortungsvolles Vorgehen

der Hochschulen mit Augenmaß und wird die Hoch-

schulen dabei unterstützen.“

Länderregeln bremsen Unis bei

Rückkehr zu Normalbetrieb aus

Abstandsgebote verhindern eine vollständige Präsenzlehre im Wintersemester. Neun von zehn

Universitäten halten Online-Vorlesungen weiter für nötig. Rektoren fordern mehr Autonomie

Die Diskussionen über die grüne Kanz-

lerkandidatin Annalena Baerbock ebben

nicht ab. Nach Recherchen von WELT

AM SONNTAG hat Baerbock in ihrem

Lebenslauf lange ein falsches Partei-

Eintrittsdatum genannt. Obwohl die

Politikerin erst im Jahr 2005 bei den

Grünen Mitglied wurde, gab sie auf ih-

rer Internetseite in der Vergangenheit

an, rund eineinhalb Jahre früher den

Grünen beigetreten zu sein, als dies der

Fall war, nämlich im Europawahlkampf

2004. Zusätzlich zu der Debatte über ih-

ren Lebenslauf muss Baerbock sich mit

Vorwürfen rund um ihr Promotionssti-

pendium von der Heinrich-Böll-Stif-

tung auseinandersetzen. Seiten 7, 10

Mehr Fehler

bei Baerbock
GRÜNE KANDIDATIN

Rückkehr des Glamours

Ob bei Präsentationen von Dior oder

den Festspielen in Cannes: Es wird

wieder gefeiert. Endlich. Seite 12

Einfach verpufft

Deutschland droht ein lukratives 

Wasserstoff-Projekt zu verlieren. 

Weil die Politik nicht mitspielt. Seite 27

Angriff auf die Kreativität

Von Eminem bis Lana Del Rey: Auch

im Pop werden unangepasste Künst-

ler zunehmend sanktioniert. Seite 45

IN DIESER AUSGABE

Für immer Diana 

Als „Königin der Herzen“ ist Lady Di

eine Legende. Und ihr Sinn für Mode

ist heute wieder aktuell. Seite 55

Forscherin klärt auf: Welche Nahrungsmittel Sie vor Krebs schützen · Seite 51

Mehrere Städte wollen den Betrieb von

E-Scootern teils deutlich beschränken.

Das haben Recherchen von WELT AM

SONNTAG ergeben. Der Grund sind

bundesweit mehr als 2000 E-Roller-Un-

fälle mit Toten oder Verletzten im ver-

gangenen Jahr. So will etwa Köln, dass

die Betreiber nächtliche Betriebspausen

einhalten. In Berlin arbeitet die Ver-

kehrsverwaltung an der Neuerung des

Straßengesetzes, die es ebenfalls erlau-

ben würde, Fahrverbote zu verhängen.

Branchenverbände befürchten durch

die Regeln Umsatzeinbußen. Seite 5

Städte nehmen

sich E-Roller vor
VERKEHRSCHAOS

PREIS D € 4,80

Interview

Vitali Klitschko

über Boxen, 

Putin und 

die deutsche 

Sprache

Seite 26

Die Geschichte des

netten Pizza-Bäckers
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Wie 

Meinungsfreiheit

im Netz 

unterdrückt wird

In einer kleinen deutschen Stadt

macht ein Mann eine Pizzeria auf.

Er ist sympathisch, das Lokal

beliebt. Elf Jahre später geht es

vor Gericht um Mord und

Totschlag, Kokain und Waffen

Seiten 15–18
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WELT AM SONNTAG steht für 
herausragende journalistische 
Kompetenz und Inspiration. Sie ist 
sehr nahe an den Menschen und 
ihrem Alltag und bietet immer wie-
der starke Investigativgeschichten 
aus Wirtschaft und Politik. Sie ist 
die wichtigste Sonntagslektüre für 
anspruchsvolle Leser.
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NZZ – die Schweizer Qualitätstages-

zeitung von Weltruf. Seit der Grün-

dung im Jahre 1780 steht die „Neue 

Zürcher Zeitung“ für eine kontinu-

ierliche, der Sachlichkeit verpflichte-

te Berichterstattung im Geiste einer 

liberalen Weltanschauung.

Mit Sorgfalt und Fachwissen sind 

mehr als 200 Journalistinnen und 

Journalisten in Zürich und rund 

50 Korrespondentinnen und Kor-

respondenten im In- und Ausland 

im Einsatz.
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Sie fürchten die
Rache der Taliban

Afghanen, die für Westler arbeiteten, zittern

Die Taliban kontrollieren fast

ganzAfghanistan. Bald dürften

sie eine Regierung bilden.

Die Lage im Land scheint

instabil, manchen Menschen

fehlt es am Nötigsten.ANDREAS BABST, DELHIEine Woche ist es her, seit Kabul gefal-

len ist. Seither kontrollieren die Taliban

die Hauptstadt und Afghanistan. Die

Lage im Land ist noch immer unüber-

sichtlich, es gibt viele Gerüchte, und in

den sozialen Netzwerken kursieren Be-

richte von Grausamkeiten der Taliban,

die sich später als falsch erweisen. Fest

steht, dass dieTaliban gelernt haben:Zu

Beginn ihres zweiten Emirats geben sie

sich alle Mühe, harmlos zu wirken, wie

Befreier, nicht wie Eroberer. Wie ein

möglicher Partner für die internationale

Gemeinschaft.Aber es gibt sie noch immer, die an-

dere Seite der Taliban. Eine Woche

nach der Machtübernahme häufen sich

die Berichte über Hausdurchsuchungen

überall in Afghanistan. Es gibt Listen,

auf denen Namen von den Menschen

stehen, die mit dem Westen kooperiert

haben. «Meine Nachbarn haben mich

angerufen, die Taliban stünden vor mei-

ner Haustüre», sagt Abdul Hamid Mo-

hammadi. Er stammt aus Bamian, einer

Stadt im Westen Kabuls. «Die Taliban

haben nach mir gefragt. Die Nachbarn

haben geantwortet, unsere Familie sei

nach Kabul geflüchtet», sagt Moham-

madi. Kurz bevor Bamian fiel, mietete

er ein Auto, den doppelten Preis habe

er dafür bezahlt. Er fuhr die Familie ins

vermeintlich sichere Kabul. Moham-

madi gehört zur schiitischen Minder-

heit der Hazara und hat für amerikani-

sche Hilfswerke gearbeitet; er sagt, das

mache ihn zum Ziel.
Der Fernsehsender Deutsche Welle

berichtet, die Taliban hätten einen ihrer

Journalisten aufspüren wollen. Bei der

Hausdurchsuchung hätten sie ein Fami-

lienmitglied ermordet und ein weiteres

schwer verletzt. Der Journalist selber

lebt mittlerweile in Deutschland.
Weitere Tote am Flughafen
«Wir haben vonGrausamkeiten undVer-

brechen gegenüber Zivilisten gehört»,

sagt ein hochrangiger Taliban der Nach-

richtenagentur Reuters. Man werde die

Vorfälle untersuchen und Massnahmen

ergreifen.DieTaliban versichern weiter-

hin, wer das Land verlassen wolle, dürfe

es verlassen.AberAfghanistan zu verlas-

sen, wird immer schwieriger. Die Situa-

tion am Flughafen in Kabul spitzt sich

zu.Am Sonntag sollen sieben Personen

im Gedränge vor den Flughafen-Ein-

gängen umgekommen sein. «Ich gehe

nicht zum Flughafen», sagt Mohammadi,

«es ist zu riskant. Ich habe zwei kleine

Kinder, eines 10Monate alt, eines 2-jäh-

rig. Ich will nicht ihr Leben riskieren.»

Lieber harrt er in seinem Versteck aus,

auf die Strasse traut er sich nicht. Die

«New York Times» schrieb am Sonntag

von einem Kleinkind, das von der Men-

schenmenge vor dem Flughafen-Ein-

gang zu Tode getrampelt wurde.

In den vergangenen Tagen flammte

vor allem in den Städten immer wieder

Widerstand gegen die Taliban auf. In

Kabul und Jalalabad hissten Bewohner

die Fahne der Islamischen Republik. Im

Norden von Kabul verstrickten Kämp-

fer die Taliban in Gefechte. Die Taliban

sollen mittlerweile Truppen in Richtung

Panjshir-Tal geschickt haben, dort hat

sich eine Gruppe Kämpfer um Ahmad

Massoud versammelt – er ist der Sohn

des legendären Führers der Nordallianz,

von Ahmad Shah Massoud. Der Sohn

kündigte denWiderstand in einemMei-

nungsbeitrag in der «Washington Post»

an und rief denWesten dazu auf, ihn zu

unterstützen.
Unzufriedenheit wird wachsen

In den nächsten Tagen dürfte eine Tali-

ban-Regierung geformt werden, die

Führer befinden sich derzeit in Kabul.

Die neue Regierung wird sich auch

daran messen lassen müssen, wie sie

mit der Opposition umgeht. Die Unzu-

friedenheit im Land wird bald wachsen,

wenn die Taliban nicht schnell Mass-

nahmen ergreifen, um den Menschen

ein normales und würdiges Leben zu

ermöglichen. Kate Clark vomAfghani-

stanAnalyst Network schreibt in ihrem

jüngsten Bericht: «Die Situation scheint

sehr instabil. Der Blitzkrieg der Tali-

ban mag einen schnellen Sieg gebracht

haben, aber die Taliban müssen nun 30

Millionen Menschen regieren, und das

während eines Dürrejahrs, einer Pan-

demie, mit einer kollabierenden Wirt-

schaft und leeren Schatzkammern.»

Hamed lebt mit seiner Familie in

Herat. Sie sind zurück in ihrem Haus –

die Familie war geflüchtet, als die Stadt

vor zehn Tagen im Begriff war, in die

Hände derTaliban zu fallen. «Das Leben

ist fürchterlich», sagt Hamed, der eigent-

lich anders heisst. «Die Banken haben zu,

ich kann kein Geld abheben.Das mobile

Internet ist schlecht. Es gibt keine Flüge,

keine staatlichen Dienstleistungen, das

Passbüro ist geschlossen.» Herat hat

über eine halbe Million Einwohner, es

ist Afghanistans drittgrösste Stadt. Zur-

zeit fehlt es an allem, und die Preise für

Essen haben sich vervielfacht.

Auch in Herat haben die Taliban

Häuser durchsucht. Hamed erzählt von

einem Bekannten, dessen Sohn bei der

Verteidigung Herats gegen die Taliban

gekämpft habe. Nach der Eroberung

der Stadt hätten die Taliban den Vater

besucht. «Als er mir davon erzählt hat,

haben seine Hände gezittert, er hatte

Angst um seinen Sohn», sagt Hamed.

Afghanistan-Konflikt
US-Kriegskosten:Wofür wurde die

1 Billion Dollar ausgegeben?
Seite 2

Angriffe auf Biden:Der Präsident

steht unter Rechtfertigungsdruck.Seite 2

Interview: Schweizer Migrationschef

warnt vor falschen Signalen.
Seite 7

BENOIT TESSIER / REUTERS

Im Profisport bleibt
Outing ein Risiko

Auch wenn der brasilianische Fussballstar Neymar die Regenbogenfarben trägt:Der

Profisport tut sich nach wie vor schwer mit Homosexualität und Diversität in den

eigenenReihen.Der Fussball bleibt einMacho-Geschäft, rassistische und homophobe

Schlachtrufe sind auf vielenTribünen weiter Usus. Es ist höchste Zeit, dass der Sport

die gesellschaftlichen Entwicklungen nachvollzieht. Meinung & Debatte, Seite 17

So kam es zur Greensill-Pleite

Die Credit Suisse wird noch lange brauchen für die Bewältigung des Milliardendebakels

amü. · Der australische Financier Lex

Greensill hatte grosse Ziele: Er wollte

einen Teil der Finanzwelt «demokrati-

sieren» undAnlegern einenWeg zur so-

genannten Lieferketten-Finanzierung

eröffnen. Über tausend Profi-Kunden

investierten in vier Fonds der Credit

Suisse (CS), welche die von Greensill

vermittelten Schuldpapiere enthielten.

Doch Anfang März fiel Greensills Sys-

tem im Nu in sich zusammen, weil kein

Versicherer dessen Risiken mehr tragen

wollte: Greensill Capital und die eng

mit ihr verflochtene deutsche Greensill

Bank wurden insolvent, die CS-Fonds

wurden geschlossen, und die Kunden

warten noch heute auf einen Drittel

ihres investierten Geldes. Einen Teil da-

von dürften sie nie mehr wiedersehen.

Woran scheiterte Greensill?Auf dem

Papier sollten alle Beteiligten profitie-

ren. Die Idee war: Die Kunden erhalten

eine sichere und profitable kurzfristige

Geldanlage. Industrie- und Rohstoff-

firmen können sich einfacher finanzie-

ren. Und die Credit Suisse sichert sich

dank ihrer Vermittlungsarbeit Gebüh-

reneinnahmen und zufriedene Kunden.

Doch zwischen dem australischen

Financier und einigen seiner Partner –

unter ihnen sind ein britischer Stahl-

baron und der bekannteste japanische

Tech-Investor – war ein verhängnisvol-

les Netz aus gegenseitigenAbhängigkei-

ten entstanden. Auch die Credit Suisse

selbst war darein verwickelt. Wer aus

juristischer Sicht die Schuld am Kollaps

trägt, ist noch nicht klar.Mehrere Betei-

ligte, auch die Bank selbst, müssen sich

aber vorwerfen lassen, aufAlarmsignale

unzureichend reagiert zu haben.

Wie gross der Schaden sein wird und

wer dafür aufkommen muss, wird sich

erst in den nächsten Monaten entschei-

den. Die Grossbank muss dafür noch

viele Baustellen aufräumen,muss Streit-

fragen klären und Geld eintreiben.
Wirtschaft, Seite 22, 23

Impf-Konflikte verschärfen sich

Regierungsrätin Natalie Rickli wurde angegriffen – erfolgreiche Spontan-Impfaktionen

ase. · Fast schon gebetsmühlenartig

wiederholen Politiker und Medizi-

ner die Forderung, dass sich die Men-

schen in der Schweiz gegen eine Erkran-

kung an Covid-19 impfen lassen sollen.

Nur durch eine spürbare Erhöhung der

Impfquote lasse sich längerfristig eine

Überlastung der Spitäler vermeiden.Mit

zusätzlichen Impfangeboten undWerbe-

aktionen appellieren Bund und Kantone

an Personen, die bisher gezögert haben.

Diese immer eindringlicher werden-

den Aufrufe lösen widersprüchliche

Reaktionen aus. Zum einen fühlen sich

Impfskeptiker bevormundet und weh-

ren sich noch vehementer gegen den

angeblichen indirekten Impfzwang, der

auf Ungeimpfte ausgeübt wird. Zu spü-

ren bekam dies am Samstag die Zürcher

Gesundheitsdirektorin Natalie Rickli.

Zum Start einer mobilen Impfkampagne

im zürcherischen Gossau rief sie erneut

dazu auf, sich impfen zu lassen.Nach ver-

balen Protesten wurde ein Impfskepti-

ker handgreiflich und überschüttete die

SVP-Politikerin mit einer Flüssigkeit.

Rickli überstand dieAktion unverletzt.

Zum anderen zeigen die Aufrufe Er-

folg. So haben im Kanton Zürich be-

reits fünfzig Gemeinden ihr Interesse

am Impfbus angemeldet, der von Rickli

eingeweiht wurde. Auch in anderen

Kantonen fanden über dasWochenende

Aktionen statt, bei denen sichMenschen

etwa in Einkaufszentren oder Schulhäu-

sern ohne Voranmeldung impfen las-

sen konnten. Gemäss Medienberichten

stiessen die Spontanimpfungen in den

Kantonen Luzern und St. Gallen auf

grosses Interesse.Generell steigt die Be-

reitschaft, sich impfen zu lassen, wieder

an, nachdem das Interesse während der

Sommerferien stark gesunken ist.Schweiz, Seite 8

Zürich und Region, Seite 10, 11
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